
anzurufen. Als er telefonisch mit seiner Mutter sprach, 
fragte sie ihn, wann er wieder einmal nach Hause komme. 
Der Angeklagte erwiderte, daß er am gleichen Tag seinen 
Osterurlaub antrete und nach Berlin komme. In Berlin 
sagte ihm sein Bruder, daß die Eltern beabsichtigten, nach 
Westberlin zu gehen, um republikflüchtig zu werden, und 
er — der Angeklagte — solle mitkommen. Der Angeklagte 
lehnte dies sowohl seinem Bruder als auch den Eltern 
gegenüber zunächst mit der Begründung ab, er müsse seine 
eingegangene Dienstverpflichtung erfüllen. Nach längerem 
Zureden, insbesondere nachdem seine Mutter an seine 
„Sohnespflichten“ appelliert hatte, erklärte sich der Ange­
klagte bereit, mit seinen Eltern und seinem Bruder die 
Deutsche Demokratische Republik zu verlassen. Am
7. April 1958, einen Tag vor Ablauf des Qsterurläubs, begab 
sich der Angeklagte nach Westberlin zu einer bekannten 
Familie, um auf die Eltern unid den Bruder zu warten. 
Nach etwa zwei Stunden kam sein Bruder und überbrachte 
ihm ein Schreiben seines Vaters. Darin wurde er aufge­
fordert, in den demokratischen Sektor Berlins zurück­
zukehren. Der Angeklagte ging nunmehr unverzüglich mit 
seinem Bruder in den demokratischen Sektor Berlins 
zurück.

Auf Grund dieser Feststellungen hat das Bezirksgericht 
den Angeklagten; wegen versuchter Fahnenflucht (§ 33 
Abs. 2 StEG) verurteilt.

Der dagegen eingelegte Protest hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
[Die tatsächlichen Feststellungen sind mit dem Protest 

nicht angefochten worden, von ihnen ist daher auszu­
gehen.

Die Rechtsauffassung des Bezirksgerichts, der An­
geklagte habe sich einer versuchten Fahnenflucht i. S. 
von § 33 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 StEG 
schuldig gemacht, ist fehlerhaft. Der § 33 Abs. 1 StEG 
ist ein einfaches Begehungsdelikt.

Die Verwirklichung des Tatbestandes eines einfachen 
Begehungsverbrechens erfordert nicht die Herbeifüh­
rung bestimmter gesellschaftsgefährlicher Folgen, son­
dern lediglich ein bestimmtes gesellschaftsgefährliches 
Tun oder Unterlassen. Daraus folgt aber, daß mit der 
Vornahme eines solchen Tuns oder mit dem Unter­
lassen einer vom Gesetz gebotenen Handlung das 
Verbrechen bereits vollendet ist, wobei für die tat­
bestandsmäßige Verwirklichung eines solchen Ver­
brechens die juristische Vollendung, nicht aber die 
juristische Beendigung erforderlich ist. Allerdings hat 
die Frage der juristischen Beendigung des Verbrechens 
für den Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit der kon­
kreten Handlung, also insbesondere für die Strafzu­
messung große Bedeutung. Die erste Alternative des 
Tatbestandes des § 33 Abs. 1 StEG ist erfüllt, wenn die 
darin verbotene Tätigkeit, d. h. also das Verlassen der 
Einheit in der Absicht, sich gänzlich der Dienstver­
pflichtung zu entziehen, vorgenommen wird. Das 
Bezirksgericht hat aber die Auffassung vertreten, daß 
sich der Angeklagte einer versuchten Fahnenflucht i. S. 
der zweiten Alternative des § 33 Abs. 1 StEG schuldig 
gemacht habe, nämlich versucht habe, seiner Einheit 
femzubleiben. Diese Rechtsansicht ist irrig. Die vom 
Bezirksgericht der rechtlichen Beurteilung zugrunde 
gelegte zweite Alternative ist ein einfaches Unter­
lassungsverbrechen. Bei diesem Verbrechen ist aber ein 
Versuch nicht möglich, da das Verbrechen mit der 
Nichtvornahme der im Gesetz gebotenen Handlung, 
also bereits dann vollendet ist, wenn der Täter nach 
Ablauf seines Urlaubs nicht zu seiner Einheit zurück­
kehrt, in der Absicht, sich gänzlich seiner Dienstver­
pflichtung zu entziehen. Dabei ist es ohne Bedeutung, 
ob er das Gebiet der Deutschen Demokratischen Repu­
blik verlassen hat bzw. verlassen will oder nicht. Im 
vorliegenden Fall war der Urlaub des Angeklagten 
noch nicht abgelaufen, so daß die zweite Alternative 
— Fernbleiben — nicht in Betracht kommt.

Der Angeklagte hat vielmehr seine Einheit in der 
Absidit verlassen, sich gänzlich seiner Dienstverpflich­
tung zu entziehen. Nach der Standortdienst- und Wach­
vorschrift (DV 10/4) in Verbindung mit der Urlaubs­
ordnung der Nationalen Volksarmee (DV 10/14) ist dem 
Bezirksgericht insoweit zuzustimmen, daß der Ange­
klagte mit Urlaubsantritt seinen Standort ordnungs­
gemäß verlassen hat. Ferner, daß der Urlaubsaufent­
halt eines Angehörigen der NVA keinen neuen Standort 
an seinem Urlaubsort begründet, sondern für den Ur­

lauber lediglich die Verpflichtung besteht, sich an- und 
abzumelden. Soweit der Urlaubsort militärischer 
Standort ist, hat dies bei dem zuständigen Kreis­
kommando, in sonstigen Fällen bei der Dienststelle der 
Volkspolizei bzw. beim Rat der Gemeinde zu geschehen 
(DV 10/4 A. X Ziff. 11 i. V. mit DV 10/14 VIII Ziff. 31 
Abs. 1).

Der Angeklagte hat aber mit Antritt seines Urlaubs 
nicht auch gleichzeitig seine Einheit verlassen, da im 
Gegensatz zum Standort die Einheit nicht als ein be­
stimmtes, fest umrissenes Territorium anzusehen ist. 
Der Begriff Einheit im Sinne des § 33 Abs. 1 StEG 
wird von Faktoren bestimmt, die von dem Territorium, 
in welchem bestimmte Truppenteile der NVA statio­
niert sind, in keiner Weise abhängig ist. Der Begriff 
Einheit bringt vielmehr das Innenverhältnis der An­
gehörigen der NVA zu ihrem jeweiligen Truppenteil 
zum Ausdruck, es beinhaltet die militärische, wirt­
schaftliche und organisatorische Zugehörigkeit der 
Soldaten, Unteroffiziere und Offiziere zu ihrem Trup­
penteil. Daraus ergibt sich, daß dieses Verhältnis auch 
weiterbesteht, wenn ein Angehöriger der NVA infolge 
Urlaubs oder Dienstreise vorübergehend abwesend ist, 
d. h., daß diese Abwesenheit von der Truppe noch kein 
Verlassen seiner Einheit im Sinne von § 33 Abs. 1 
StEG darstellt. Daraus folgt, daß der Angeklagte, als 
er seinen Osterurlaub im demokratischen Sektor 
Berlins verbrachte, seine Einheit nicht verlassen hatte. 
Dies hat er erst getan, als er sich nach Westberlin be­
geben und sich damit jeder Verfügungsmöglichkeit über 
seine Person seitens seiner Einheit entzogen hat. Da 
dieser Handlung die Absicht zugrunde lag, sich gänzlich 
seiner Dienstverpflichtung zu entziehen, hat sich der 
Angeklagte der vollendeten Fahnenflucht i. S. von § 33 
Abs. 1 StEG schuldig gemacht. Dabei ist es rechtlich 
unerheblich, daß er das Verbrechen während der Zeit 
des ihm gewährten Urlaubs 'begangen hat.

§§ 38, 14 StEG.
Werden geheimzuhaltende dienstliche Angelegen­

heiten an Organisationen oder Personen preisgegeben, 
wie sie in § 14 StEG bezeichnet sind, dann ist kein 
Raum mehr für die Anwendung des § 38 Abs. 1 StEG; 
diese Handlungen werden vielmehr vom speziellen Tat­
bestand des § 14 StEG erfaßt.

OG, Urt. vom 29. August 1958 — lb Zst 24/58.
Dem .Urteil des Bezirksgerichts E. vom 19. Februar 1958 

liegen im wesentlichen folgende Feststellungen zugrunde: 
Am 14. Juli 1954 wurde der Angeklagte Angehöriger der 
Deutschen Grenzpolizei. Am 19. Juni 1956 desertierte er 
nach Westdeutschland. Wegen der dort bestehenden schlech­
ten Arbeits- und Wohnmöglichkeiten kehrte er am 17. Au­
gust 1957 in die Deutsche Demokratische Republik zurück.

Der Angeklagte hatte wegen ständiger Differenzen in 
seiner Ehe während seiner Zugehörigkeit zur Deutschen 
Grenzpolizei eine Scheidungsklage eingereicht, die ab­
gewiesen wurde. Er entschloß sich deshalb, nach West­
deutschland zu desertieren. Am 19. Juni 1956 setzte er 
dieses Vorhaben in die Tat um. In G. wurde er von west­
deutschen Zollbeamten über seine Tätigkeit bei der Deut­
schen Grenzpolizei vernommen. Er machte Angaben über 
die Zahl der Offiziere, die Stärke und BewaSnung der 
Kommandos, die Diensteinteilung, den Streifendienst und 
die Postenbereiche. Weiter berichtete er über die Posten­
ablösung, die Anzahl der Hochstände, Zahl und Art der 
Diensthunde und über die Ausbildung und Stimmung der 
Mannschaften. Anschließend wurde der Angeklagte nach U. 
überführt; dort machte er bei einer englischen Geheim­
dienststelle die gleichen Angaben.

Da der Angeklagte in Westdeutschland angegeben hatte, 
daß der Grund seiner Desertion auf persönlichen Motiven 
— Ehestreitigkeiten — beruhe, wurde er nicht als sog. poli­
tischer Flüchtling anerkannt. Nachdem er über ein Jahr 
lang in Westdeutschland die schlechten Lebensverhältnisse 
kennengelernt hatte, kehrte er in die Deutsche Demo­
kratische Republik zurück, wo er sich freiwillig den Staats­
organen stellte.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Bezirksgericht 
den Angeklagten entsprechend dem Anträge des Militär­
staatsanwalts wegen Verletzung des Dienstgeheimnisses 
(§ 38 StEG) verurteilt.

Gegen dieses Urteil richtet sich zuungunsten des An­
geklagten der Kassationsantrag des Generalstaatsanwalts 
der Deutschen Demokratischen Republik. Der Antrag 
hatte Erfolg.
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